
Fischen werden ohne vernünftigen Grund im Sinne von § 1 Satz 2 TierSchG Leiden 
zugefügt, wenn sie mit lang andauerndem Drill geangelt, lebend vor der Kamera als 
Trophäe präsentiert und anschließend wieder in das Gewässer zurückgesetzt 
werden (Angelpraxis des "Catch und Release"). 
 

§ 1 Satz 2 TierSchG 
 

OVG NRW, Beschluss vom 3.7.2015 - 20 B 209/15 -; 
 I. Instanz : VG Münster - 1 L 615/14 -. 
 
Der Antragsteller betreibt eine Angelteichanlage. In den Teichen hält er kapitale 

Fische, die von Anglern vielfach nach dem Fang und dem anschließenden Anfertigen 

von ("Trophäen-")Fotos ins Wasser zurückgesetzt werden ("Catch and Release"). 

Der Antragsgegner erließ durch eine für sofort vollziehbar erklärte Ordnungsverfü-

gung Anordnungen, um diese Praxis zu unterbinden. Der Antrag des Antragstellers 

auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes blieb auch im Beschwerdeverfahren 

ohne Erfolg. 

 
Aus den Gründen:  
 
  
Es spricht alles dafür, dass die vom Antragsgegner aufgrund begangener Zuwider-

handlungen gegen § 1 Satz 2 TierSchG angenommene Notwendigkeit des Ein-

schreitens gegen den Antragsteller bei Erlass der Ordnungsverfügung bestand und 

weiterhin besteht.  

 

Der Antragsteller stellt nicht in Abrede, dass die mit den Anordnungen unter Nrn. 1 

und 2 nach dem Willen des Antragsgegners zu verhindernde Angelpraxis des "Catch 

and Release" der sehr großen ("kapitalen") Fische in der von ihm betriebenen Teich-

anlage ausgeübt worden ist und er an den damit verbundenen Tätigkeiten durch Er-

bringung von Hilfeleistungen etwa beim Anlanden sowie Abhaken der Fische und 

beim Fotografieren selbst mitgewirkt hat. Soweit er Zweifel daran äußert, dass den 

Fischen hierbei ohne vernünftigen Grund im Sinne von § 1 Satz 2 TierSchG Leiden 

zugefügt worden sind, es also zu Verstößen gegen diese Vorschrift gekommen ist, 

gehen seine Ausführungen nicht über vage und pauschale Andeutungen hinaus. Der 

Antragsteller leitet aus dem von ihm angesprochenen Umstand, dass divergierende 

Meinungen zum Angeln und Zurücksetzen geangelter Fische sowie der Fähigkeit von 

Fischen, Schmerz zu empfinden, vertreten werden, selbst lediglich ab, es erscheine 
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vertretbar, das Angeln als Teil des Tierschutzes zu akzeptieren. Das bezieht sich der 

Sache nach auf das Vorliegen eines vernünftigen Grundes für das Verursachen der 

durch das Angeln für die Fische verursachten Beeinträchtigungen. Die Einschätzung 

des Antragstellers, das Leiden der Fische erschöpfe sich in Stressempfindungen, 

räumt das Entstehen von Leiden ein, lässt aber jedenfalls mangels näherer Substan-

tiierung die vom VG im Anschluss an entsprechende Ausführungen des Antrags-

gegners schlüssig vorgenommene Einordnung der Beeinträchtigungen der Fische als 

Leiden im Sinne von § 1 Satz 2 TierSchG nicht annähernd als fragwürdig erscheinen. 

Zudem geht der Antragsteller in diesem Zusammenhang nicht auf die mit der Ord-

nungsverfügung beanstandete Praxis gerade des "Catch and Release" ein. Die An-

ordnungen unter Nrn. 1 und 2 richten sich indessen nicht gegen das Angeln in der 

Teichanlage als solches, sondern gegen bestimmte Methoden beim Umgang mit den 

Fischen, wie sie beim "Catch and Release" auftreten. Verhindert werden sollen ein-

zelne Vorgehensweisen beim Anlanden der Fische und bei ihrer Behandlung an 

Land; die Fische sollen nicht - zumal nicht durch längeren Aufenthalt an Land verzö-

gert - ins Wasser zurückgesetzt, sondern waidgerecht getötet werden. Dass mit 

Fischen beim Angeln waidgerecht umgegangen werden muss, bezweifelt der An-

tragsteller nicht. Auf den Vorgang des eigentlichen Angelns in der Teichanlage wir-

ken sich die Anordnungen abgesehen vom Erfordernis des waidgerechten Anlan-

dens lediglich dahingehend aus, dass mit der geforderten Tötung der geangelten 

Fische und dem Unterbleiben ihres Wiedereinsetzens die Grundvoraussetzung für 

ein wiederholtes Angeln derselben Fische entfällt. 

 

Der vom Antragsteller ebenfalls beiläufig erwähnte Gesichtspunkt, das Angeln trage 

zur Hege und Pflege des Fischbestandes sowie zur Reinhaltung der Gewässerqua-

lität bei, weist keinen erkennbaren Zusammenhang mit dem beanstandeten "Catch 

and Release" in der Teichanlage auf. Die Anlage wird zum Zweck des Angelns mit 

nicht geschützten Fischen besetzt bzw. ist in der Vergangenheit mit solchen Fischen 

besetzt worden. Es ist unerfindlich, was das "Catch and Release" dieser Fische an 

positiven Folgen für die Hege und Pflege bzw. die Gewässerqualität der Teiche nach 

sich ziehen soll.  

 

Entgegen der Meinung des Antragstellers stehen die Neufassung der Teichordnung, 

die nunmehr unter anderem das Verbot, Fische zurückzusetzen (Nr. 12), und das 



- 3 - 

Gebot, gefangene Fische zu töten (Nr. 20), enthält und nach seinen Angaben vor 

Erlass der Ordnungsverfügung ausgehängt worden ist, wie auch die Beschränkung 

des Kreises der Angler auf Inhaber von Fischereischeinen nicht der hinreichenden 

Wahrscheinlichkeit erneuter gleichartiger Verstöße gegen § 1 Satz 2 TierSchG und 

damit der genügenden Veranlassung zum Erlass der Anordnungen unter Nrn. 1 und 

2 der Ordnungsverfügung entgegen. Gleiches gilt für das vom Antragsteller behaup-

tete Einholen einer schriftlichen Bestätigung der Angler hinsichtlich des Verbots des 

Zurücksetzens der Fische und der Beachtung der Teichordnung sowie der Vornahme 

von Kontrollgängen, und zwar auch dann, wenn man trotz der diesbezüglichen Be-

denken des Antragsgegners davon ausgeht, dass es sich hierbei nicht allenfalls um 

Maßnahmen handelt, die der Antragsteller nach dem Erlass der Ordnungsverfügung 

zu deren Befolgung ergriffen hat. Denn die Teichordnung wie auch die sonstigen 

Maßnahmen entkräften nicht die Indizwirkung der früheren Verstöße für das zukünf-

tige Ausüben von "Catch and Release" der sehr großen Fische.  

 

Das folgt, soweit es um die persönliche Mitwirkung des Antragstellers an derartigen 

Praktiken geht, die durch die Untersagung des Zurücksetzens der Fische verhindert 

werden soll (Anordnung unter Nr. 2), bereits daraus, dass die Teichordnung wie auch 

die anderen Maßnahmen darauf abzielen, das Vorgehen der die Teichanlage gegen 

Zahlung von Entgelt aufsuchenden Angler zu beeinflussen. Es gibt keinen verlässli-

chen Anhaltspunkt dafür, dass sich der Antragsteller durch die Teichordnung gleich-

sam selbst verbindliche Vorgaben auferlegt hat und/oder dass er die tierschutzrecht-

liche Bewertung des "Catch and Release" durch den Antragsgegner für sich unein-

geschränkt übernommen hat oder hieran aufgrund sonstiger Veränderungen unab-

hängig von der Ordnungsverfügung nicht mehr mitwirkt. 

 

Auch Zuwiderhandlungen der Angler, die mittels der Anordnung unter Nr. 1 - sowie 

Nr. 3 - abgewehrt werden sollen, sind als Folge der vom Antragsteller geltend ge-

machten Gegenmaßnahmen nicht so unwahrscheinlich, dass das Einschreiten des 

Antragsgegners in Gestalt eben dieser Anordnung mangels der Gefahr des aberma-

ligen "Catch and Release" unberechtigt wäre. Die Angelteiche sind nach wie vor mit 

sehr großen ("kapitalen") Fischen besetzt, die, wie die Vergangenheit belegt, einen 

sehr starken Anreiz für Angler bilden, mit ihnen im Wege des "Catch and Release" zu 

verfahren. Diese Fische stellen nach dem Text der Teichordnung weiterhin zulässige 
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Zielfische der Angler dar, so dass keinem Angler und auch nicht dem Antragsteller 

als Betreiber der Teichanlage daran gelegen sein kann, die Anlage durch Tötung der 

geangelten Fische "leerzufischen". Verstärkt wird das Risiko der Ausübung des 

"Catch and Release" dadurch, dass der Anschaffungspreis/Verkehrswert der sehr 

großen Fische bei weitem die Preise übersteigt, die die Angler für den Erwerb der 

zum Angeln berechtigenden Angelkarten zu entrichten haben. Nach den Angaben 

des Antragstellers im Anhörungsverfahren dürfen größere Fische von den Anglern 

auch nur gegen gesonderte Bezahlung mitgenommen werden. Ein Interesse an der 

Mitnahme der sehr großen Fische besteht aber ersichtlich nicht; insbesondere ist ein 

Verzehr dieser Fische von den Anglern nicht beabsichtigt. Das Interesse am "Catch 

and Release" besteht ferner, worauf die früheren Vorkommnisse ebenfalls deutlich 

hinweisen, ungeachtet dessen, dass die Angler über einen Fischereischein verfügen 

und zu dessen Erwerb die Fischerprüfung ablegen müssen, zu deren Prüfungsstoff 

tierschutzrechtliche Gesichtspunkte gehören. Erkennbar gehört es entweder nicht 

zum durch das Bestehen der Fischerprüfung dokumentierten Allgemeinwissen von 

Anglern im Allgemeinen oder der Kunden des Antragstellers im Besonderen, dass 

das "Catch and Release" gegen § 1 Satz 2 TierSchG verstößt und deshalb zu unter-

bleiben hat, oder die entsprechenden Kenntnisse werden nicht, zumindest nicht von 

allen, umgesetzt. Dementsprechend läuft die Teichordnung, soweit sie dem "Catch 

and Release" widersprechende Vorgaben enthält, einer zumindest in einem be-

stimmten Kreis der Angler vertretenen Auffassung zur tierschutzrechtlichen Verträg-

lichkeit dieser Methode wie auch der jedenfalls bis in die jüngere Vergangenheit hin-

ein durch Werbung betonten Attraktion des Fischbesatzes der Teichanlage zuwider. 

Es ist zumindest in erheblichem Maße fraglich, dass die Teichordnung in diesem 

Punkt dennoch in dem Sinne realistisch ist, dass ohne effektive Maßnahmen zu ihrer 

Durchsetzung mit ihrer Beachtung gerechnet werden kann. Davon geht der Antrag-

steller selbst aus, was er schon durch sein gerichtliches Vorgehen gegen die Anord-

nungen unter Nrn. 1 und 2 sowie die Hervorhebung der Begrenztheit seiner Möglich-

keiten zur Steuerung des Verhaltens der Angler unmissverständlich deutlich macht. 

Sein Hinweis darauf, dass Zuwiderhandlungen nach den von ihm zur Umsetzung der 

Forderungen des Antragsgegners vorgenommenen Maßnahmen nicht "vorgetragen" 

worden sind, besagt lediglich, dass der Antragsgegner in letzter Zeit keine erneuten 

Zuwiderhandlungen festgestellt hat. Das gibt, weil der Antragsgegner intensive örtli-

che Überprüfungen der Teichanlage nicht vornimmt und das Angeln in der Teichan-
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lage erklärtermaßen zuletzt vor dem Aushängen der neu gefassten Teichordnung 

überprüft hat, über die praktische Relevanz der Teichordnung für das Angeln keinen 

näheren Aufschluss.  

 

Dem Beschwerdevorbringen sind auch keine Vorkehrungen des Antragstellers zu 

entnehmen, die die Annahme stützen könnten, dass die Teichordnung in den fragli-

chen Regeln in der alltäglichen Praxis des Angelns nicht lediglich als Appell wirkt, 

den zu befolgen oder eben nicht den Anglern letztlich freisteht. Dabei mag dahinge-

stellt bleiben, ob Angler die einschlägigen Aussagen der Teichordnung angesichts 

der Bedeutung des "Catch and Release" für die Anziehungskraft der Teichanlage, 

des Interesses des Antragstellers am Lösen von Angelkarten und der Finanzierung 

der sehr großen Fische überhaupt als ernstgemeinte Anordnung verstehen, deren 

Beachtung erforderlichenfalls effektiv "vollzogen" wird und deren Missachtung spür-

bare nachteilige Reaktionen des Antragstellers nach sich zieht.  

 

Mit dem Vorbringen, die Maßnahmen unter Nr. 1 der Ordnungsverfügung seien in 

ihrer inhaltlichen Ausgestaltung ungeeignet, sinnlos und nicht sachgerecht, dringt der 

Antragsteller ebenfalls nicht durch. (Wird ausgeführt) 

 

 


